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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 13 R 310/10 B 
 
L 11 R 1390/09 (LSG Baden-Württemberg) 
S 9 R 4680/07 (SG Karlsruhe) 
 
 
 
……………………….., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Baden-Württemberg, 
Gartenstraße 105, 76135 Karlsruhe, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 16. Dezember 2010 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  S t e i n w e d e l    sowie den Richter   G a s s e r     

und den Richter   K a l t e n s t e i n     

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 24. August 2010 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen 

Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Das LSG Baden-Württemberg hat im Urteil vom 24.8.2010 einen Anspruch der Klägerin auf 

Gewährung einer Rente wegen Erwerbsminderung verneint. 

 

Die Klägerin macht mit ihrer beim BSG erhobenen Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision in dem genannten Urteil ausschließlich einen Verfahrensmangel geltend. 

 

Die Beschwerde der Klägerin ist unzulässig. Ihre Beschwerdebegründung vom 24.11.2010 

genügt nicht der gesetzlich vorgeschriebenen Form, denn sie hat einen Verfahrensmangel 

(Zulassungsgrund gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 SGG) nicht in der erforderlichen Weise bezeichnet 

(§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Wird die Zulassung der Revision wegen eines Verfahrensmangels begehrt, muss in der 

Begründung der Nichtzulassungsbeschwerde die bundesrechtliche Verfahrensnorm, die das 

Berufungsgericht verletzt haben soll, hinreichend genau bezeichnet sein. Zudem müssen die 

tatsächlichen Umstände, welche den Verstoß begründen sollen, substantiiert dargetan und 

darüber hinaus muss dargestellt werden, inwiefern die angefochtene Entscheidung auf diesem 

Verfahrensmangel beruhen kann (vgl BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 4, Nr 21 RdNr 4 

- jeweils mwN; Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 5. Aufl 2008, 

Kapitel IX RdNr 202 ff). Dabei ist zu beachten, dass ein Verfahrensmangel nicht auf eine Ver-

letzung der §§ 109 und 128 Abs 1 Satz 1 SGG gestützt werden kann (§ 160 Abs 2 Nr 3 Teils 2 

SGG) und dass die Rüge einer Verletzung der Sachaufklärungspflicht nach § 103 SGG nur 

statthaft ist, wenn sie sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende 

Begründung nicht gefolgt ist (§ 160 Abs 2 Nr 3 Teils 3 SGG). 

 

Die Klägerin macht geltend, das LSG habe § 103 SGG verletzt, weil es einem von ihr im Beru-

fungsverfahren gestellten und bis zuletzt aufrechterhaltenen Beweisantrag auf Einholung eines 

weiteren medizinischen Sachverständigengutachtens ohne hinreichende Begründung nicht 

gefolgt sei. Für eine solche sog Sachaufklärungsrüge bestehen besondere Darlegungserforder-

nisse. Insoweit muss die Beschwerdebegründung (1) einen für das Revisionsgericht ohne Wei-

teres auffindbaren, bis zuletzt zu Protokoll aufrechterhaltenen oder im Urteil wiedergegebenen 

Beweisantrag bezeichnen, dem das LSG nicht gefolgt ist, (2) die Rechtsauffassung des LSG 

wiedergeben, auf deren Grundlage bestimmte Tatfragen klärungsbedürftig hätten erscheinen 

müssen, (3) die von dem Beweisantrag betroffenen tatsächlichen Umstände aufzeigen, die zu 

weiterer Sachaufklärung Anlass gegeben hätten, (4) das voraussichtliche Ergebnis der unter-

bliebenen Beweisaufnahme angeben und (5) erläutern, weshalb die Entscheidung des LSG auf 

der unterlassenen Beweiserhebung beruhen kann (stRspr, vgl zB BSG vom 29.3.2007 - SozR 
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4-1500 § 160 Nr 13 RdNr 11; BSG vom 19.11.2007 - SozR 4-1500 § 160a Nr 21 RdNr 5; BSG 

vom 14.4.2009 - SozR 4-1500 § 160 Nr 18 RdNr 8).  

 

Diesen Anforderungen wird das Vorbringen der bereits im Berufungsverfahren rechtskundig 

vertretenen Klägerin nicht gerecht. Sie gibt zwar einen Antrag zur weiteren Sachaufklärung 

wieder, den sie bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung vor dem LSG jedenfalls hilfs-

weise aufrechterhalten habe, nämlich "ein Obergutachten, zunächst nach § 103 SGG, höchst 

hilfsweise ein weiteres Gutachten nach § 109 SGG bei Prof. Dr. W.           , Universitätsklinikum 

F.           , einzuholen". Mit diesem Vorbringen hat sie aber keinen prozessordnungsgemäßen 

Beweisantrag bezeichnet, welcher allein geeignet ist, die Warnfunktion für das Berufungsgericht 

auszulösen (vgl BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 13 RdNr 11) sowie Grundlage einer Sachaufklä-

rungsrüge iS von § 160 Abs 2 Nr 3 Teils 3 SGG zu sein.  

 

In einem ordnungsgemäßen Beweisantrag sind die "zu begutachtenden Punkte" zu bezeichnen 

(§ 118 Abs 1 Satz 1 SGG iVm § 403 ZPO). Insbesondere dann, wenn - wie hier - schon meh-

rere Sachverständigengutachten zum Gesundheitszustand und zum verbliebenen Leistungs-

vermögen der Klägerin vorliegen, muss diese deshalb bereits in dem Beweisantrag (dh nicht 

erst in der Begründung der Nichtzulassungsbeschwerde, weshalb die Sachaufklärung des LSG 

unzureichend gewesen sei) die tatsächlichen Umstände konkret angeben, zu denen ihrer Mei-

nung nach weiterer Sachaufklärungsbedarf besteht (vgl BSG vom 28.9.2010 - B 5 R 202/10 B - 

BeckRS 2010, 74248 RdNr 9). Nur dadurch wird das Berufungsgericht in die Lage versetzt, sich 

mit dem Begehren auf weitere Beweiserhebung sachgerecht auseinanderzusetzen und gege-

benenfalls seine Überzeugung, weshalb es diese nicht für erforderlich halte, "hinreichend" iS 

von § 160 Abs 2 Nr 3 Teils 3 SGG zu begründen. Der von der Klägerin vor dem LSG ohne 

nähere Erläuterungen pauschal gestellte Antrag auf Einholung eines "Obergutachtens" genügt 

diesen Erfordernissen nicht, zumal - wie auch die Klägerin erkennt - es keinen allgemeinen 

Anspruch auf Überprüfung eines Sachverständigengutachtens durch ein "Obergutachten" gibt 

(Senatsbeschluss vom 23.5.2006 - B 13 RJ 272/05 B - Juris RdNr 5, 11). 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung 

der Voraussetzungen einer Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 

SGG). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen Beschwer- 

de erfolgt gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 iVm § 169 Satz 2 und 3 SGG durch Beschluss 

ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 
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Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von § 193 Abs 1 SGG. 
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